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Allgemeine Geschäftsbedingungen der 

Pilipp Vertriebsgesellschaft für Sper-

rholz und Bauelemente mbH 

 

 

I. Allgemeine Bestimmungen für Ver-

kauf und Einkauf 

 

§ 1 Allgemeines, Geltungsbereich 

(1) In den nachfolgenden Bestimmungen 

werden unter Ziff. II. die besonderen 

Verkaufsbedingungen und unter Ziff. III. 

die besonderen Einkaufsbedingungen 

der Pilipp Vertriebsgesellschaft für 

Sperrholz und Bauelemente mbH gere-

gelt. Soweit im Folgenden die Begriff-

lichkeit „Besteller“ verwendet wird, sind 

unsere Kunden, welche von uns Ware 

kaufen, gemeint. Soweit im Folgenden 

die Begrifflichkeit „Verkäufer“ verwen-

det wird, sind unsere Geschäftspartner 

und Lieferanten, von welchen wir Leis-

tungen beziehen, gemeint.  

(2) Die vorliegenden Allgemeinen Ge-

schäftsbedingungen („AGB“) gelten – in 

Ergänzung der Gebräuche im holzwirt-

schaftlichen Verkehr (Tegernseer Ge-

bräuche) - für alle unsere Geschäftsbe-

ziehungen mit unseren Kunden („Be-

steller“) sowie für alle Geschäftsbezie-

hungen mit unseren Geschäftspartnern 

und Lieferanten („Verkäufer“). Die AGB 

gelten nur, wenn der Besteller bzw. der 

Verkäufer Unternehmer (§ 14 BGB), eine 

juristische Person des öffentlichen 

Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 

Sondervermögen ist. 

(3) Diese AGB gelten ausschließlich. Ab-

weichende, entgegenstehende oder er-

gänzende Allgemeine Geschäftsbedin-

gungen des Bestellers oder des Verkäu-

fers werden nur dann und insoweit Ver-

tragsbestandteil, als wir ihrer Geltung 

ausdrücklich zugestimmt haben. Dieses 

Zustimmungserfordernis gilt in jedem 

Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir 

in Kenntnis der AGB des Bestellers die 

Lieferung an ihn vorbehaltlos ausführen 

oder in Kenntnis der AGB des Verkäu-

fers dessen Lieferungen vorbehaltlos 

annehmen. 

(4) Diese AGB gelten insbesondere auch für 

Verträge über den Verkauf und/oder die 

Lieferung beweglicher Sachen („Ware“), 

ohne Rücksicht darauf, ob wir die Ware 

selbst herstellen oder bei Zulieferern 

einkaufen, bzw. ohne Rücksicht darauf, 

ob der Verkäufer die Ware selbst her-

stellt oder bei Zulieferern einkauft, §§ 

433, 651 BGB. Sofern nichts abweichen-

des ausdrücklich vereinbart ist, gelten 

diese AGB in der zum Zeitpunkt der Be-

stellung des Bestellers bzw. in der zum 

Zeitpunkt unserer Bestellung (Bestel-

lung des Käufers) gültigen bzw. jeden-

falls in der ihm zuletzt in Textform mit-

geteilten Fassung als Rahmenvereinba-

rung auch für gleichartige künftige Ver-

träge, ohne dass wir in jedem Einzelfall 

wieder auf sie hinweisen müssten. 

(5) Im Einzelfall getroffene, individuelle 

Vereinbarungen mit dem Besteller bzw. 

mit dem Verkäufer (einschließlich Ne-

benabreden, Ergänzungen und Ände-

rungen) haben in jedem Fall Vorrang vor 

diesen AGB. Für den Inhalt derartiger 

Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des 

Gegenbeweises, ein schriftlicher Ver-

trag bzw. unsere schriftliche Bestäti-

gung maßgebend. 

(6) Rechtserhebliche Erklärungen und An-

zeigen, die nach Vertragsschluss vom 

Besteller bzw. vom Verkäufer uns ge-

genüber abzugeben sind (z.B. Fristset-

zungen, Mängelanzeigen, Mahnung, Er-

klärung von Rücktritt oder Minderung), 

bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Text-

form. Gesetzliche Formvorschriften und 

weitere Nachweise insbesondere bei 

Zweifeln über die Legitimation des Er-

klärenden bleiben unberührt. 

(7) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher 

Vorschriften haben nur klarstellende 

Bedeutung. Auch ohne eine derartige 
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Klarstellung gelten daher die gesetzli-

chen Vorschriften, soweit sie in diesen 

AGB nicht unmittelbar abgeändert oder 

ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

 

§ 2 Rechtswahl und Gerichtsstand 

(1) Für diese AGB und die Vertragsbezie-

hung zwischen uns und dem Besteller 

bzw. dem Verkäufer gilt das Recht der 

Bundesrepublik Deutschland unter Aus-

schluss internationalen Einheitsrechts, 

insbesondere des UN-Kaufrechts. 

(2) Ist der Besteller bzw. der Verkäufer 

Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, 

juristische Person des öffentlichen 

Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 

Sondervermögen, ist ausschließlicher – 

auch internationaler Gerichtsstand für 

alle sich aus dem Vertragsverhältnis un-

mittelbar oder mittelbar ergebenden 

Streitigkeiten unser Geschäftssitz in An-

sbach. Entsprechendes gilt, wenn der 

Besteller bzw. der Verkäufer Unterneh-

mer i.S.v. § 14 BGB ist. Wir sind jedoch in 

allen Fällen auch berechtigt, Klage am 

Erfüllungsort der Lieferverpflichtung 

gemäß diesen AGB bzw. einer vorrangi-

gen Individualabrede oder am allgemei-

nen Gerichtsstand des Bestellers bzw. 

des Verkäufers zu erheben. Vorrangige 

gesetzliche Vorschriften, insbesondere 

zu ausschließlichen Zuständigkeiten, 

bleiben unberührt. 

 

 

 

 

II. Besondere Verkaufsbedingungen 

 

§ 3 Vertragsschluss 

(1) Unsere Angebote sind freibleibend und 

unverbindlich. Dies gilt auch, wenn wir 

dem Besteller Produktbeschreibungen 

oder Unterlagen – auch in elektroni-

scher Form – überlassen haben, an de-

nen wir uns Eigentums- und Urheber-

rechte vorbehalten. 

(2) Die Bestellung der Ware durch den Be-

steller gilt als verbindliches Vertragsan-

gebot. Wird kein Festpreis vereinbart, 

gelten die jeweiligen Tagespreise. So-

fern sich aus der Bestellung nichts ande-

res ergibt, sind wir berechtigt, dieses 

Vertragsangebot innerhalb von 2 Wo-

chen nach seinem Zugang bei uns anzu-

nehmen. 

(3) Werden Zugangsbestätigungen (schrift-

lich, in Textform) durch uns versandt, 

liegt darin noch keine verbindliche An-

nahme der Bestellung, es sei denn, darin 

wird neben der Bestätigung des Zu-

gangs zugleich die Annahme erklärt. 

(4) Die Annahme kann durch uns entweder 

schriftlich, in Textform (z.B. durch Auf-

tragsbestätigung) oder durch Ausliefe-

rung der Ware an den Besteller erklärt 

werden. 

(5) Werden uns nach Vertragsabschluss 

Tatsachen, insbesondere Zahlungsver-

zug hinsichtlich bestehender Geschäfts-

beziehungen bekannt, die nach pflicht-

gemäßen kaufmännischen Ermessen 

darauf schließen lassen, dass der Kauf-

preisanspruch durch die mangelnde 

Leistungsfähigkeit des Bestellers ge-

fährdet wird, sind wir berechtigt, unter 

Setzung einer angemessenen Frist vom 

Besteller nach dessen Wahl Zug-um-

Zug-Zahlung oder entsprechende Si-

cherheiten zu verlangen. Im Weige-

rungsfalle können wir vom Vertrag zu-

rücktreten, wobei Rechnungen für be-

reits erfolgte Teillieferungen sofort fäl-

lig gestellt werden. 

 

§ 4 Lieferfrist und Lieferverzug / Teilliefe-

rungen 

(1) Die Lieferfrist wird individuell vereinbart 

bzw. von uns bei Annahme der Bestel-

lung angegeben. Sofern dies nicht der 

Fall ist, beträgt die Lieferfrist ca. 12 Wo-

chen ab Vertragsschluss. 
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(2) Wir sind zu Teillieferungen berechtigt, 

soweit dies für den Besteller zumutbar 

ist. 

(3) Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus 

Gründen, die wir nicht zu vertreten ha-

ben, nicht einhalten können (Nichtver-

fügbarkeit der Leistung), werden wir 

den Besteller hierüber unverzüglich in-

formieren und gleichzeitig die voraus-

sichtliche, neue Lieferfrist mitteilen. Ist 

die Leistung auch innerhalb der neuen 

Lieferfrist nicht verfügbar, sind wir be-

rechtigt, ganz oder teilweise vom Ver-

trag zurückzutreten; eine bereits er-

brachte Gegenleistung des Bestellers 

werden wir unverzüglich erstatten. Als 

Fall der Nichtverfügbarkeit der Leistung 

in diesem Sinne gilt insbesondere die 

nicht rechtzeitige Selbstbelieferung 

durch unseren Zulieferer, wenn wir ein 

kongruentes Deckungsgeschäft abge-

schlossen haben, weder uns noch unse-

ren Zulieferer ein Verschulden trifft oder 

wir im Einzelfall zur Beschaffung nicht 

verpflichtet sind. 

(4) Der Eintritt unseres Lieferverzugs be-

stimmt sich nach den gesetzlichen Vor-

schriften. In jedem Fall ist aber eine 

Mahnung durch den Besteller erforder-

lich. 

(5) Die Rechte des Bestellers gemäß § 10 

dieser AGB und unsere gesetzlichen 

Rechte, insbesondere bei einem Aus-

schluss der Leistungspflicht (z.B. auf-

grund Unmöglichkeit oder Unzumut-

barkeit der Leistung und/oder Nacher-

füllung), bleiben unberührt. 

 

§ 5 Lieferung, Gefahrübergang, Ab-

nahme, Annahmeverzug 

(1) Die Lieferung erfolgt ab Lager, wo auch 

der Erfüllungsort für die Lieferung und 

eine etwaige Nacherfüllung ist. Auf Ver-

langen und Kosten des Bestellers wird 

die Ware an einen anderen Bestim-

mungsort versandt („Versendungs-

kauf“). Soweit nicht etwas anderes ver-

einbart ist, sind wir berechtigt, die Art 

der Versendung (insbesondere Trans-

port-unternehmen, Versandweg, Ver-

packung) selbst zu bestimmen. 

(2) Die Gefahr des zufälligen Untergangs 

und der zufälligen Verschlechterung der 

Ware geht spätestens mit der Übergabe 

auf den Besteller über. Beim Versen-

dungskauf geht jedoch die Gefahr des 

zufälligen Untergangs und der zufälli-

gen Verschlechterung der Ware sowie 

die Verzögerungsgefahr bereits mit 

Auslieferung der Ware an den Spedi-

teur, den Frachtführer oder der sonst zur 

Ausführung der Versendung bestimm-

ten Person oder Anstalt über. Soweit 

eine Abnahme vereinbart ist, ist diese 

für den Gefahrübergang maßgebend. 

Auch im Übrigen gelten für eine verein-

barte Abnahme die gesetzlichen Vor-

schriften des Werkvertragsrechts ent-

sprechend. Der Übergabe bzw. Ab-

nahme steht es gleich, wenn der Bestel-

ler im Verzug der Annahme ist. 

(3) Kommt der Besteller in Annahmever-

zug, unterlässt er eine Mitwirkungs-

handlung oder verzögert sich unsere 

Lieferung aus anderen, vom Besteller zu 

vertretenden Gründen, so sind wir be-

rechtigt, Ersatz des hieraus entstehen-

den Schadens einschließlich Mehrauf-

wendungen (z.B. Lagerkosten) zu ver-

langen. Hierfür berechnen wir eine pau-

schale Entschädigung i.H.v. 1% des 

Kaufpreises pro Kalenderwoche, welche 

jedoch für den Fall der endgültigen 

Nichtabnahme auf 15% des Kaufpreises 

beschränkt wird. Der Annahmeverzug 

beginnt mit der Lieferfrist bzw. – man-

gels einer Lieferfrist – mit der Mitteilung 

der Versandbereitschaft der Ware. 

Der Nachweis eines höheren Schadens 

und unsere gesetzlichen Ansprüche (ins-

besondere Ersatz von Mehraufwendun-

gen, angemessene Entschädigung, Kün-
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digung) bleiben unberührt; die Pau-

schale ist aber auf weitergehende Geld-

ansprüche anzurechnen. Dem Besteller 

bleibt der Nachweis gestattet, dass uns 

überhaupt kein oder nur ein wesentlich 

geringerer Schaden als vorstehende 

Pauschale entstanden ist. 

 

§ 6 Preise und Zahlungsbedingungen 

(1) Sofern im Einzelfall nichts anderes ver-

einbart ist, gelten unsere jeweils zum 

Zeitpunkt des Vertragsschlusses aktuel-

len Preise, und zwar ab Lager, zzgl. ge-

setzlicher Umsatzsteuer. Die Preise ver-

stehen sich als Nettopreise. Zusätzlich 

zu den Nettopreisen fällt die Umsatz-

steuer in der jeweiligen gesetzlichen 

Höhe an.  

(2) Beim Versendungskauf (§ 5 Abs. 1) trägt 

der Besteller die Transportkosten ab La-

ger und die Kosten einer ggf. vom Be-

steller gewünschten Transportversiche-

rung. Wir werden die im Einzelfall tat-

sächlich entstandenen Transportkosten 

in Rechnung stellen. Etwaige Zölle, Ge-

bühren, Steuern und sonstige öffentli-

che Abgaben trägt der Besteller. 

(3) Die Zahlung des Kaufpreises ist inner-

halb von 30 Kalendertagen nach Rech-

nungsstellung ohne Abzug zu leisten. 

Bei Zahlung innerhalb von 10 Kalender-

tagen nach Rechnungsstellung gewäh-

ren wir 2% Skonto auf den Rechnungs-

betrag, jedoch, sofern in der Rechnung 

ausgewiesen, nicht auf die Kosten für 

Fracht, Porto, Versicherung oder sons-

tige Versandkosten. Wir sind jedoch, 

auch im Rahmen einer laufenden Ge-

schäftsbeziehung, jederzeit berechtigt, 

eine Lieferung ganz oder teilweise nur 

gegen Vorkasse durchzuführen. Einen 

entsprechenden Vorbehalt erklären wir 

spätestens mit der Auftragsbestäti-

gung. 

(4) Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfrist 

kommt der Besteller in Verzug. Der 

Kaufpreis ist während des Verzugs zum 

jeweils geltenden gesetzlichen Verzugs-

zinssatz zu verzinsen. Wir behalten uns 

die Geltendmachung eines weiterge-

henden Verzugsschadens vor. Gegen-

über Kaufleuten bleibt unser Anspruch 

auf den kaufmännischen Fälligkeitszins 

(§ 353 HGB) unberührt. 

(5) Dem Besteller stehen Aufrechnungs- o-

der Zurückbehaltungsrechte nur inso-

weit zu, als sein Anspruch rechtskräftig 

festgestellt oder unbestritten ist. Bei 

Mängeln der Lieferung bleiben die Ge-

genrechte des Bestellers insbesondere 

gemäß § 9 Abs. 6 S. 2 dieser AGB unbe-

rührt. 

(6) Wird nach Abschluss des Vertrags er-

kennbar (z.B. durch Antrag auf Eröff-

nung eines Insolvenzverfahrens), dass 

unser Anspruch auf den Kaufpreis durch 

mangelnde Leistungsfähigkeit des Be-

stellers gefährdet wird, so sind wir nach 

den gesetzlichen Vorschriften zur Leis-

tungsverweigerung und – gegebenen-

falls nach Fristsetzung – zum Rücktritt 

vom Vertrag berechtigt (§ 321 BGB). Bei 

Verträgen über die Herstellung unver-

tretbarer Sachen (Einzelanfertigungen) 

können wir den Rücktritt sofort erklä-

ren; die gesetzlichen Regelungen über 

die Entbehrlichkeit der Fristsetzung 

bleiben unberührt. 

 

§ 7 Eigentumsvorbehalt 

(1) Bis zur vollständigen Bezahlung aller un-

serer gegenwärtigen und künftigen For-

derungen aus dem Kaufvertrag und ei-

ner laufenden Geschäftsbeziehung (ge-

sicherte Forderungen) behalten wir uns 

das Eigentum an den verkauften Waren 

vor. 

(2) Die unter Eigentumsvorbehalt stehen-

den Waren dürfen vor vollständiger Be-

zahlung der gesicherten Forderungen 

weder an Dritte verpfändet, noch zur Si-

cherheit übereignet werden. Der Bestel-

ler hat uns unverzüglich schriftlich zu 

benachrichtigen, wenn ein Antrag auf 
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Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 

gestellt oder soweit Zugriffe Dritter 

(z.B. Pfändungen) auf die uns gehören-

den Waren erfolgen. 

(3) Bei vertragswidrigem Verhalten des Be-

stellers, insbesondere bei Nichtzahlung 

des fälligen Kaufpreises, sind wir be-

rechtigt, nach den gesetzlichen Vor-

schriften vom Vertrag zurückzutreten o-

der/und die Ware auf Grund des Eigen-

tumsvorbehalts heraus zu verlangen. 

Das Herausgabeverlangen beinhaltet 

nicht zugleich die Erklärung des Rück-

tritts; wir sind vielmehr berechtigt, le-

diglich die Ware heraus zu verlangen 

und uns den Rücktritt vorzubehalten. 

Zahlt der Besteller den fälligen Kauf-

preis nicht, dürfen wir diese Rechte nur 

geltend machen, wenn wir dem Bestel-

ler zuvor erfolglos eine angemessene 

Frist zur Zahlung gesetzt haben oder 

eine derartige Fristsetzung nach den ge-

setzlichen Vorschriften entbehrlich ist. 

(4) Der Besteller ist bis auf Widerruf gemäß 

unten (c) befugt, die unter Eigentums-

vorbehalt stehenden Waren im ord-

nungsgemäßen Geschäftsgang weiter 

zu veräußern und/oder zu verarbeiten. 

In diesem Fall gelten ergänzend die 

nachfolgenden Bestimmungen. 

(a) Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich 

auf die durch Verarbeitung, Vermi-

schung oder Verbindung unserer Waren 

entstehenden Erzeugnisse zu deren vol-

lem Wert, wobei wir als Hersteller gel-

ten. Bleibt bei einer Verarbeitung, Ver-

mischung oder Verbindung mit Waren 

Dritter deren Eigentumsrecht bestehen, 

so erwerben wir Miteigentum im Ver-

hältnis der Rechnungswerte der verar-

beiteten, vermischten oder verbunde-

nen Waren. Im Übrigen gilt für das ent-

stehende Erzeugnis das Gleiche wie für 

die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte 

Ware. 

(b) Die aus dem Weiterverkauf der Ware o-

der des Erzeugnisses entstehenden For-

derungen gegen Dritte tritt der Besteller 

schon jetzt insgesamt bzw. in Höhe un-

seres etwaigen Miteigentumsanteils ge-

mäß vorstehendem Absatz zur Sicher-

heit an uns ab. Wir nehmen die Abtre-

tung an. Die in Abs. 2 genannten Pflich-

ten des Bestellers gelten auch in Anse-

hung der abgetretenen Forderungen. 

(c) Zur Einziehung der Forderung bleibt der 

Besteller neben uns ermächtigt. Wir ver-

pflichten uns, die Forderung nicht einzu-

ziehen, solange der Besteller seinen 

Zahlungsverpflichtungen uns gegen-

über nachkommt, kein Mangel seiner 

Leistungsfähigkeit vorliegt und wir den 

Eigentumsvorbehalt nicht durch Aus-

übung eines Rechts gemäß Abs. 3 gel-

tend machen. Ist dies aber der Fall, so 

können wir verlangen, dass der Besteller 

uns die abgetretenen Forderungen und 

deren Schuldner bekannt gibt, alle zum 

Einzug erforderlichen Angaben macht, 

die dazugehörigen Unterlagen aushän-

digt und den Schuldnern (Dritten) die 

Abtretung mitteilt. Außerdem sind wir 

in diesem Fall berechtigt, die Befugnis 

des Bestellers zur weiteren Veräuße-

rung und Verarbeitung der unter Eigen-

tumsvorbehalt stehenden Waren zu wi-

derrufen. 

(d) Übersteigt der realisierbare Wert der Si-

cherheiten unsere Forderungen um 

mehr als 20%, werden wir auf Verlangen 

des Bestellers Sicherheiten nach unse-

rer Wahl freigeben. 

 

§ 8 Änderungsvorbehalt 

Holz ist ein Naturprodukt. Abweichungen in 

Struktur und Farbe gegenüber dem Ausstel-

lungsstück oder Abbildungen in Katalogen, 

Preislisten etc. bleiben vorbehalten, soweit 

diese in der Natur der verwendeten Materia-

lien liegen und handelsüblich sind. 

 

§ 9 Mängelansprüche des Bestellers 
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(1) Für die Rechte des Bestellers bei Sach- 

und Rechtsmängeln gelten die gesetzli-

chen Vorschriften, soweit nachfolgend 

nichts anderes bestimmt ist. In allen Fäl-

len unberührt bleiben die gesetzlichen 

Sondervorschriften bei Endlieferung der 

Ware an einen Verbraucher (Lieferan-

tenregress gemäß §§ 478, 479 BGB). An-

sprüche aus Lieferantenregress sind 

ausgeschlossen, wenn die mangelhafte 

Ware durch den Käufer oder einen ande-

ren Unternehmer, z.B. durch Einbau in 

ein anderes Produkt, weiterverarbeitet 

wurde. 

(2) Grundlage unserer Mängelhaftung ist 

vor allem die über die Beschaffenheit 

der Ware getroffene Vereinbarung. Als 

Vereinbarung über die Beschaffenheit 

der Ware gelten die als solche bezeich-

neten Produktbeschreibungen (auch 

des Herstellers), die Gegenstand des 

einzelnen Vertrages sind und dem Kun-

den vor seiner Bestellung überlassen 

worden sind  

oder in gleicher Weise wie diese AGB in 

den Vertrag einbezogen wurden. 

(3) Soweit die Beschaffenheit nicht verein-

bart wurde, ist nach der gesetzlichen 

Regelung zu beurteilen, ob ein Mangel 

vorliegt oder nicht (§ 434 Abs. 1 S. 2 und 

3 BGB). Für öffentliche Äußerungen des 

Herstellers  

oder sonstiger Dritter (z.B. Werbeaussa-

gen) übernehmen wir jedoch keine Haf-

tung. 

(4) Die Mängelansprüche des Bestellers 

setzen voraus, dass er seinen gesetzli-

chen Untersuchungs- und Rügepflich-

ten (§§ 377, 381 HGB) nachgekommen 

ist. Zeigt sich bei der Untersuchung oder 

später ein Mangel, so ist uns hiervon un-

verzüglich schriftlich Anzeige zu ma-

chen. Als unverzüglich gilt die Anzeige, 

wenn sie innerhalb von zwei Wochen er-

folgt, wobei zur Fristwahrung die recht-

zeitige Absendung der Anzeige genügt. 

In jedem Fall sind offensichtliche Män-

gel innerhalb von zwei Wochen ab Liefe-

rung und bei der Untersuchung nicht er-

kennbare Mängel innerhalb der gleichen 

Frist ab Entdeckung schriftlich anzuzei-

gen. Zur Fristwahrung genügt die recht-

zeitige Absendung der Anzeige. Ver-

säumt der Besteller die ordnungsge-

mäße Untersuchung und/oder Mängel-

anzeige, ist unsere Haftung für den nicht 

bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ord-

nungsgemäß angezeigten Mangel nach 

den gesetzlichen Vorschriften ausge-

schlossen. 

(5) Ist die gelieferte Sache mangelhaft, 

können wir zunächst wählen, ob wir 

Nacherfüllung durch Beseitigung des 

Mangels (Nachbesserung) oder durch 

Lieferung einer mangelfreien Sache (Er-

satzlieferung) leisten. Unser Recht, die 

Nacherfüllung unter den gesetzlichen 

Voraussetzungen zu verweigern, bleibt 

unberührt. 

(6) Wir sind berechtigt, die geschuldete 

Nacherfüllung davon abhängig zu ma-

chen, dass der Besteller den fälligen 

Kaufpreis bezahlt. Der Besteller ist je-

doch berechtigt, einen im Verhältnis 

zum Mangel angemessenen Teil des 

Kaufpreises zurückzubehalten. 

(7) Der Besteller hat uns die zur geschulde-

ten Nacherfüllung erforderliche Zeit und 

Gelegenheit zu geben, insbesondere die 

beanstandete Ware zu Prüfungszwe-

cken zu übergeben. Im Falle der Ersatz-

lieferung hat uns der Besteller die man-

gelhafte Sache nach den gesetzlichen 

Vorschriften zurückzugeben. Die Nach-

erfüllung beinhaltet weder den Ausbau 

der mangelhaften Sache noch den er-

neuten Einbau, wenn wir ursprünglich 

nicht zum Einbau verpflichtet waren. 

(8) Die zum Zwecke der Prüfung und Nach-

erfüllung erforderlichen Aufwendun-

gen, insbesondere Transport-, Wege-, 

Arbeits- und Materialkosten sowie ggf. 

Ausbau- und Einbaukosten tragen bzw. 



Seite 7 von 13 

erstatten wir nach Maßgabe der gesetz-

lichen Regelung, wenn tatsächlich ein 

Mangel vorliegt. Andernfalls können wir 

vom Besteller die aus dem unberechtig-

ten Mangelbeseitigungsverlangen ent-

standenen Kosten (insbesondere Prüf- 

und Transportkosten) ersetzt verlan-

gen, es sei denn, die fehlende Mangel-

haftigkeit war für den Besteller nicht er-

kennbar. 

(9) Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen 

ist oder eine für die Nacherfüllung vom 

Besteller zu setzende angemessene 

Frist erfolglos abgelaufen oder nach den 

gesetzlichen Vorschriften entbehrlich 

ist, kann der Besteller vom Kaufvertrag 

zurücktreten oder den Kaufpreis min-

dern. Bei einem unerheblichen Mangel 

besteht jedoch kein Rücktrittsrecht. 

(10) Ein etwaiger Anspruch des Bestellers 

gegenüber uns nach § 445a BGB in der 

Fassung vom 1. Januar 2018 ist auf 10% 

des Kaufpreises begrenzt. Sollten die 

vom Besteller im Verhältnis zu seinem 

Besteller zu tragenden Kosten geringer 

ausfallen, kann er nur diese geringeren 

Kosten uns gegenüber geltend machen. 

Ansprüche des Bestellers nach § 445a 

BGB bestehen nicht, wenn er seiner Un-

tersuchungs- und Rügeobliegenheit 

nach § 377 HGB nicht nachgekommen 

ist. 

(11) Ansprüche des Bestellers auf Schadens-

ersatz bzw. Ersatz vergeblicher Aufwen-

dungen bestehen auch bei Mängeln nur 

nach Maßgabe von § 10 und sind im Üb-

rigen ausgeschlossen. 

 

§ 10 Sonstige Haftung 

(1) Soweit sich aus diesen AGB einschließ-

lich der nachfolgenden Bestimmungen 

nichts anderes ergibt, haften wir bei ei-

ner Verletzung von vertraglichen und 

außervertraglichen Pflichten nach den 

gesetzlichen Vorschriften. 

(2) Auf Schadensersatz haften wir – gleich 

aus welchem Rechtsgrund – im Rahmen 

der Verschuldenshaftung bei Vorsatz 

und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher 

Fahrlässigkeit haften wir vorbehaltlich 

eines milderen Haftungsmaßstabs nach 

gesetzlichen Vorschriften (z.B. für Sorg-

falt in eigenen Angelegenheiten) nur 

a) für Schäden aus der Verletzung des Le-

bens, des Körpers oder der Gesundheit, 

b) für Schäden aus der nicht unerheblichen 

Verletzung einer wesentlichen Ver-

tragspflicht (Verpflichtung, deren Erfül-

lung die ordnungsgemäße Durchfüh-

rung des Vertrags überhaupt erst er-

möglicht und auf deren Einhaltung der 

Vertragspartner regelmäßig vertraut 

und vertrauen darf); in diesem Fall ist 

unsere Haftung jedoch auf den Ersatz 

des vorhersehbaren, typischerweise ein-

tretenden Schadens begrenzt. 

(3) Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haf-

tungsbeschränkungen gelten auch bei 

Pflichtverletzungen durch bzw. zuguns-

ten von Personen, deren Verschulden 

wir nach gesetzlichen Vorschriften zu 

vertreten haben. Sie gelten nicht, so-

weit wir einen Mangel arglistig ver-

schwiegen oder eine Garantie für die Be-

schaffenheit der Ware übernommen ha-

ben und für Ansprüche des Bestellers 

nach dem Produkthaftungsgesetz. 

(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht 

in einem Mangel besteht, kann der Be-

steller nur zurücktreten oder kündigen, 

wenn wir die Pflichtverletzung zu vertre-

ten haben. Ein freies Kündigungsrecht 

des Bestellers (insbesondere gemäß 

§§ 651, 649 BGB) wird ausgeschlossen. 

Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vo-

raussetzungen und Rechtsfolgen. 

 

§ 11 Verjährung 

(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB 

beträgt die allgemeine Verjährungsfrist 

für Ansprüche aus Sach- und Rechts-

mängeln ein Jahr ab Ablieferung. Soweit 

eine Abnahme vereinbart ist, beginnt 

die Verjährung mit der Abnahme. 
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(2) Handelt es sich bei der Ware jedoch um 

ein Bauwerk oder eine Sache, die ent-

sprechend ihrer üblichen Verwendungs-

weise für ein Bauwerk verwendet wor-

den ist und dessen Mangelhaftigkeit 

verursacht hat (Baustoff), beträgt die 

Verjährungsfrist gemäß der gesetzli-

chen Regelung 5 Jahre ab Ablieferung 

(§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB). Unberührt blei-

ben auch weitere gesetzliche Sonderre-

gelungen zur Verjährung (insbes. § 438 

Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3, §§ 444, 445b BGB). 

(3) Die vorstehenden Verjährungsfristen 

des Kaufrechts gelten auch für vertragli-

che und außervertragliche Schadenser-

satzansprüche des Bestellers, die auf ei-

nem Mangel der Ware beruhen, es sei 

denn die Anwendung der regelmäßigen 

gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 

BGB) würde im Einzelfall zu einer kürze-

ren Verjährung führen. Schadensersatz-

ansprüche des Bestellers gemäß § 10 

Abs. 2 S. 1 und S. 2(a) sowie nach dem 

Produkthaftungsgesetz verjähren je-

doch ausschließlich nach den gesetzli-

chen Verjährungsfristen. 

 

 

III. Besondere Einkaufsbedingungen 

 

§ 12 Vertragsschluss 

(1) Unsere Bestellung gilt frühestens mit 

schriftlicher Abgabe oder Bestätigung 

als verbindlich. Auf offensichtliche Irrtü-

mer (z.B. Schreib- und Rechenfehler) 

und Unvollständigkeiten der Bestellung 

einschließlich der Bestellunterlagen hat 

uns der Verkäufer zum Zwecke der Kor-

rektur bzw. Vervollständigung vor An-

nahme hinzuweisen; ansonsten gilt der 

Vertrag als nicht geschlossen. 

(2) Der Verkäufer ist gehalten, unsere Be-

stellung innerhalb einer Frist von 2 Wo-

chen schriftlich zu bestätigen oder ins-

besondere durch Versendung der Ware 

vorbehaltlos auszuführen (Annahme). 

Eine verspätete Annahme gilt als neues 

Angebot und bedarf der Annahme 

durch uns. 

 

§ 13 Lieferzeit und Lieferverzug 

(1) Die von uns in der Bestellung angege-

bene Lieferzeit ist bindend. Wenn die 

Lieferzeit in der Bestellung nicht ange-

geben und auch nicht anderweitig ver-

einbart wurde, beträgt sie 2 Wochen ab 

Vertragsschluss. Der Verkäufer ist ver-

pflichtet, uns unverzüglich schriftlich in 

Kenntnis zu setzen, wenn er vereinbarte 

Lieferzeiten – aus welchen Gründen 

auch immer – voraussichtlich nicht ein-

halten kann. 

(2) Erbringt der Verkäufer seine Leistung 

nicht oder nicht innerhalb der vereinbar-

ten Lieferzeit oder kommt er in Verzug, 

so bestimmen sich unsere Rechte – ins-

besondere auf Rücktritt und Schadens-

ersatz – nach den gesetzlichen Vor-

schriften. Die Regelungen in Abs. 3 blei-

ben unberührt. 

(3) Ist der Verkäufer in Verzug, können wir 

– neben weitergehenden gesetzlichen 

Ansprüchen – pauschalierten Ersatz un-

seres Verzugsschadens in Höhe von 

1,5% des Nettopreises pro vollendete 

Kalenderwoche verlangen, insgesamt 

jedoch nicht mehr als 5% des Nettoprei-

ses der verspätet gelieferten Ware. Uns 

bleibt der Nachweis vorbehalten, dass 

ein höherer Schaden entstanden ist. 

Dem Verkäufer bleibt der Nachweis vor-

behalten, dass überhaupt kein oder nur 

ein wesentlich geringerer Schaden ent-

standen ist. 

 

§ 14 Leistung, Lieferung, Gefahrübergang, 

Annahmeverzug 

(1) Der Verkäufer ist ohne unsere vorherige 

schriftliche Zustimmung nicht berech-

tigt, die von ihm geschuldete Leistung 

durch Dritte (z.B. Subunternehmer) er-

bringen zu lassen. Der Verkäufer trägt 
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das Beschaffungsrisiko für seine Leis-

tungen, wenn nicht im Einzelfall etwas 

anderes vereinbart ist (z.B. Beschrän-

kung auf Vorrat). 

(2) Die Lieferung erfolgt innerhalb 

Deutschlands „frei Haus“ an den in der 

Bestellung angegebenen Ort. Ist der Be-

stimmungsort nicht angegeben und 

nichts anderes vereinbart, so hat die Lie-

ferung an unseren Geschäftssitz in Ans-

bach zu erfolgen. Der jeweilige Bestim-

mungsort ist auch der Erfüllungsort für 

die Lieferung und eine etwaige Nacher-

fül-lung (Bringschuld). 

(3) Der Lieferung ist ein Lieferschein unter 

Angabe von Datum (Ausstellung und 

Versand), Inhalt der Lieferung (Artikel-

nummer und Anzahl) sowie unserer Be-

stellkennung (Datum und Nummer) bei-

zulegen. Fehlt der Lieferschein oder ist 

er unvollständig, so haben wir hieraus 

resultierende Verzögerungen der Bear-

beitung und Bezahlung nicht zu vertre-

ten. Getrennt vom Lieferschein ist uns 

eine entsprechende Versandanzeige mit 

dem gleichen Inhalt zuzusenden. 

(4) Die Gefahr des zufälligen Untergangs 

und der zufälligen Verschlechterung der 

Sache geht mit Übergabe am Erfül-

lungsort auf uns über. Soweit eine Ab-

nahme vereinbart ist, ist diese für den 

Gefahrübergang maßgebend. Auch im 

Übrigen gelten bei einer Abnahme die 

gesetzlichen Vorschriften des Werkver-

tragsrechts entsprechend. Der Über-

gabe bzw. Abnahme steht es gleich, 

wenn wir uns im Annahmeverzug befin-

den. 

(5) Für den Eintritt unseres Annahmeverzu-

ges gelten die gesetzlichen Vorschrif-

ten. Der Verkäufer muss uns seine Leis-

tung aber auch dann ausdrücklich anbie-

ten, wenn für eine Handlung oder Mit-

wirkung unsererseits (z.B. Beistellung 

von Material) eine bestimmte oder be-

stimmbare Kalenderzeit vereinbart ist. 

Geraten wir in Annahmeverzug, so kann 

der Verkäufer nach den gesetzlichen 

Vorschriften Ersatz seiner Mehraufwen-

dungen verlangen (§ 304 BGB). Betrifft 

der Vertrag eine vom Verkäufer herzu-

stellende, unvertretbare Sache (Einzel-

anfertigung), so stehen dem Verkäufer 

weitergehende Rechte nur zu, wenn wir 

uns zur Mitwirkung verpflichtet und das 

Unterbleiben der Mitwirkung zu vertre-

ten haben.  

(6) Wir geraten nicht in Annahmeverzug bei 

Vorliegen höherer Gewalt oder Be-

triebsstörungen, die unsere betriebli-

chen Abläufe wesentlich beeinträchti-

gen und nicht durch uns zu vertreten 

sind.  

 

§ 15 Preise und Zahlungsbedingungen 

(1) Der in der Bestellung angegebene Preis 

ist bindend. Alle Preise verstehen sich 

einschließlich gesetzlicher Umsatz-

steuer, wenn diese nicht gesondert aus-

gewiesen ist. 

(2) Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes 

vereinbart ist, schließt der Preis alle 

Leistungen und Nebenleistungen des 

Verkäufers (z.B. Montage, Einbau) so-

wie alle Nebenkosten (z.B. ordnungsge-

mäße Verpackung, Transportkosten 

einschließlich eventueller Transport- 

und Haftpflichtversicherung) ein. 

(3) Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 

30 Kalendertagen ab vollständiger Lie-

ferung und Leistung (einschließlich ei-

ner ggf. vereinbarten Abnahme) sowie 

Zugang einer ord-nungsgemäßen Rech-

nung zur Zahlung fällig. Wenn wir die 

Zahlung innerhalb von 21 Kalenderta-

gen leisten, gewährt uns der Verkäufer 

3% Skonto auf den Nettobetrag der 

Rechnung. Bei Banküberweisung ist die 

Zahlung rechtzeitig erfolgt, wenn unser 

Überweisungsauftrag vor Ablauf der 

Zahlungsfrist bei unserer Bank eingeht; 

für Verzögerungen durch die am Zah-

lungsvorgang beteiligten Banken sind 

wir nicht verantwortlich. 
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(4) Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. 

Für den Zahlungsverzug gelten die ge-

setzlichen Vorschriften. 

(5) Aufrechnungs- und Zurückbehaltungs-

rechte sowie die Einrede des nicht erfüll-

ten Vertrages stehen uns in gesetzli-

chem Umfang zu. Wir sind insbesondere 

berechtigt, fällige Zahlungen zurückzu-

halten, solange uns noch Ansprüche aus 

unvollständigen oder mangelhaften 

Leistungen gegen den Verkäufer zu-

stehen. 

(6) Der Verkäufer hat ein Aufrechnungs- o-

der Zurückbehaltungsrecht nur wegen 

rechtskräftig festgestellter oder unbe-

strittener Gegenforderungen. 

 

§ 16 Geheimhaltung und Eigentumsvorbe-

halt 

(1) An Abbildungen, Plänen, Zeichnungen, 

Berechnungen, Ausführungsanweisun-

gen, Produktbeschreibungen und sons-

tigen Unterlagen behalten wir uns Ei-

gentums- und Urhe-berrechte vor. Der-

artige Unterlagen sind ausschließlich für 

die vertragliche Leistung zu verwenden 

und nach Erledigung des Vertrags an 

uns zurückzugeben. Gegenüber Dritten 

sind die Unterlagen geheim zu halten, 

und zwar auch nach Beendigung des 

Vertrags. Die Geheimhaltungsverpflich-

tung erlischt erst, wenn und soweit das 

in den überlassenen Unterlagen enthal-

tene Wissen allgemein bekannt gewor-

den ist. 

(2) Vorstehende Bestimmung gilt entspre-

chend für Stoffe und Materialien (z.B. 

Software, Fertig- und Halbfertigpro-

dukte) sowie für Werkzeuge, Vorlagen, 

Muster und sonstige Gegenstände, die 

wir dem Verkäufer zur Herstellung bei-

stellen. Derartige Gegenstände sind – 

solange sie nicht verarbeitet werden – 

auf Kosten des Verkäufers gesondert zu 

verwahren und in angemessenem Um-

fang gegen Zerstörung und Verlust zu 

versichern. 

(3) Eine Verarbeitung, Vermischung oder 

Verbindung (Weiterverarbeitung) von 

beigestellten Gegenständen durch den 

Verkäufer wird für uns vorgenommen. 

Das gleiche gilt bei Weiterverarbeitung 

der gelieferten Ware durch uns, so dass 

wir als Hersteller gelten und spätestens 

mit der Weiterverarbeitung nach Maß-

gabe der gesetzlichen Vorschriften Ei-

gentum am Produkt erwerben. 

(4) Die Übereignung der Ware auf uns hat 

unbedingt und ohne Rücksicht auf die 

Zahlung des Preises zu erfolgen. Neh-

men wir jedoch im Einzelfall ein durch 

die Kaufpreiszahlung bedingtes Ange-

bot des Verkäufers auf Übereignung an, 

erlischt der Eigentumsvorbehalt des 

Verkäufers spätestens mit Kaufpreis-

zahlung für die gelieferte Ware. Wir blei-

ben im ordnungsgemäßen Geschäfts-

gang auch vor Kaufpreiszahlung zur 

Weiterveräußerung der Ware unter Vo-

rausabtretung der hieraus entstehen-

den Forderung ermächtigt (hilfsweise 

Geltung des einfachen und auf den Wei-

terverkauf verlängerten Eigentumsvor-

behalts). Ausgeschlossen sind damit je-

denfalls alle sonstigen Formen des Ei-

gentumsvorbehalts, insbesondere der 

erweiterte, der weitergeleitete und der 

auf die Weiterverarbeitung verlängerte 

Eigentumsvorbehalt. 

 

§ 17 Mangelhafte Lieferung 

(1) Für unsere Rechte bei Sach- und Rechts-

mängeln der Ware (einschließlich 

Falsch- und Minderlieferung sowie un-

sachgemäßer Montage, mangelhafter 

Montage-, Betriebs- oder Bedienungs-

anleitung) und bei sonstigen Pflichtver-

letzungen durch den Verkäufer gelten 

die gesetzlichen Vorschriften, soweit 

nachfolgend nichts anderes bestimmt 

ist. 

(2) Nach den gesetzlichen Vorschriften haf-

tet der Verkäufer insbesondere dafür, 

dass die Ware bei Gefahrübergang auf 
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uns die vereinbarte Beschaffenheit hat. 

Als Vereinbarung über die Beschaffen-

heit gelten jedenfalls diejenigen Pro-

duktbeschreibungen, die – insbeson-

dere durch Bezeichnung oder Bezug-

nahme in unserer Bestellung – Gegen-

stand des jeweiligen Vertrages sind oder 

in gleicher Weise wie diese AGB in den 

Vertrag einbezogen wurden. Es macht 

dabei keinen Unterschied, ob die Pro-

duktbeschreibung von uns, vom Verkäu-

fer oder vom Hersteller stammt. 

(3) Abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB 

stehen uns Mängelansprüche uneinge-

schränkt auch dann zu, wenn uns der 

Mangel bei Vertragsschluss infolge gro-

ber Fahrlässigkeit unbekannt geblieben 

ist. 

(4) Für die kaufmännische Untersuchungs- 

und Rügepflicht gelten die gesetzlichen 

Vorschriften (§§ 377, 381 HGB) mit fol-

gender Maßgabe: Unsere Untersu-

chungspflicht beschränkt sich auf Män-

gel, die bei unserer Wareneingangskon-

trolle unter äußerlicher Begutachtung 

einschließlich der Lieferpapiere offen zu 

Tage treten (z.B. Transportbeschädi-

gungen, Falsch- und Minderlieferung) o-

der bei unserer Qualitätskontrolle im 

Stichprobenverfahren erkennbar sind. 

Soweit eine Abnahme vereinbart ist, be-

steht keine Untersuchungspflicht. Im 

Übrigen kommt es darauf an, inwieweit 

eine Untersuchung unter Berücksichti-

gung der Umstände des Einzelfalls nach 

ordnungsgemäßem Geschäftsgang tun-

lich ist. Unsere Rügepflicht für später 

entdeckte Mängel bleibt unberührt. Un-

beschadet unserer Untersuchungs-

pflicht gilt unsere Rüge (Mängelan-

zeige) je-denfalls dann als unverzüglich 

und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 

8 Arbeitstagen ab Entdeckung bzw., bei 

offensichtlichen Mängeln, ab Lieferung 

abgesendet wird. 

(5) Zur Nacherfüllung gehört auch der Aus-

bau der mangelhaften Ware und der er-

neute Einbau mangelfreier Ware, sofern 

die Ware ihrer Art und ihrem Verwen-

dungszweck gemäß in eine andere Sa-

che eingebaut oder an eine andere Sa-

che angebracht wurde. Unser gesetzli-

cher Anspruch auf Ersatz entsprechen-

der Aufwendungen bleibt unberührt. 

Die zum Zwecke der Prüfung und Nach-

erfüllung erforderlichen Aufwendungen 

trägt der Verkäufer auch dann, wenn 

sich herausstellt, dass tatsächlich kein 

Mangel vorlag. Unsere Schadensersatz-

haftung bei unberechtigtem Mängelbe-

seitigungsverlangen bleibt unberührt; 

insoweit haften wir jedoch nur, wenn wir 

erkannt oder grob fahrlässig nicht er-

kannt haben, dass kein Mangel vorlag. 

(6) Unbeschadet unserer gesetzlichen 

Rechte und der Regelungen in Abs. 5 

gilt: Kommt der Verkäufer seiner Ver-

pflichtung zur Nacherfüllung – nach un-

serer Wahl durch Beseitigung des Man-

gels (Nachbesserung) oder durch Liefe-

rung einer mangelfreien Sache (Ersatz-

lieferung) – innerhalb einer von uns ge-

setzten, angemessenen Frist nicht nach, 

so können wir den Mangel selbst besei-

tigen und vom Verkäufer Ersatz der hier-

für erforderlichen Aufwendungen bzw. 

einen entsprechenden Vorschuss ver-

langen. Ist die Nacherfüllung durch den 

Verkäufer fehlgeschlagen oder für uns 

unzumutbar (z.B. wegen besonderer 

Dringlichkeit, Gefährdung der Betriebs-

sicherheit oder drohendem Eintritt un-

verhältnismäßiger Schäden) bedarf es 

keiner Fristsetzung; von derartigen Um-

ständen werden wir den Verkäufer un-

verzüglich, nach Möglichkeit vorher, un-

terrichten. 

(7) Im Übrigen sind wir bei einem Sach- o-

der Rechtsmangel nach den gesetzli-

chen Vorschriften zur Minderung des 

Kaufpreises oder zum Rücktritt vom 

Vertrag berechtigt. Außerdem haben 
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wir nach den gesetzlichen Vorschriften 

Anspruch auf Schadens- und Aufwen-

dungsersatz. 

 

§ 18 Lieferantenregress 

(1) Unsere gesetzlich bestimmten Regress-

ansprüche innerhalb einer Lieferkette 

(Lieferantenregress gemäß §§ 445a, 

445b, 478 BGB) stehen uns neben den 

Mängelansprüchen uneingeschränkt zu. 

Wir sind insbesondere berechtigt, genau 

die Art der Nacherfüllung (Nachbesse-

rung oder Ersatzlieferung) vom Verkäu-

fer zu verlangen, die wir unserem Ab-

nehmer im Einzelfall schulden. Unser 

gesetzliches Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 

BGB) wird hierdurch nicht einge-

schränkt. 

(2) Bevor wir einen von unserem Abnehmer 

geltend gemachten Mangelanspruch 

(einschließlich Aufwendungsersatz ge-

mäß §§ 445a Abs. 1, 439 Abs. 2 und 3 

BGB) anerkennen oder erfüllen, werden 

wir den Verkäufer benachrichtigen und 

unter kurzer Darlegung des Sachver-

halts um schriftliche Stellungnahme bit-

ten. Erfolgt eine substantiierte Stellung-

nahme nicht innerhalb angemessener 

Frist und wird auch keine einvernehmli-

che Lösung herbeigeführt, so gilt der 

von uns tatsächlich gewährte Mangel-

anspruch als unserem Abnehmer ge-

schuldet. Dem Verkäufer obliegt in die-

sem Fall der Gegenbeweis. 

(3) Unsere Ansprüche aus Lieferantenre-

gress gelten auch dann, wenn die man-

gelhafte Ware durch uns oder einen an-

deren Unternehmer, z.B. durch Einbau 

in ein anderes Produkt, weiterverarbei-

tet wurde. 

 

§ 19 Produzentenhaftung 

(1) Ist der Verkäufer für einen Produktscha-

den verantwortlich, hat er uns insoweit 

von Ansprüchen Dritter freizustellen, als 

die Ursache in seinem Herrschafts- und 

Organisationsbe-reich gesetzt ist und er 

im Außenverhältnis selbst haftet. 

(2) Im Rahmen seiner Freistellungsver-

pflichtung hat der Verkäufer Aufwen-

dungen gem. §§ 683, 670 BGB zu erstat-

ten, die sich aus oder im Zusammen-

hang mit einer Inanspruch-nahme Drit-

ter einschließlich von uns durchgeführ-

ter Rückrufaktionen ergeben. Über In-

halt und Umfang von Rückrufmaßnah-

men werden wir den Verkäufer – soweit 

möglich und zumutbar – unterrichten 

und ihm Gelegenheit zur Stellung-

nahme geben. Weitergehende gesetzli-

che Ansprüche bleiben unberührt. 

(3) Der Verkäufer hat eine Produkthaft-

pflichtversicherung mit einer pauscha-

len Deckungssumme von mindestens 

€ 5 Mio. pro Personen-/Sachschaden ab-

zuschließen und zu unterhalten. 

 

§ 20 Verjährung 

(1) Die wechselseitigen Ansprüche der Ver-

tragsparteien verjähren nach den ge-

setzlichen Vorschriften, soweit nachfol-

gend nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB 

beträgt die allgemeine Verjährungsfrist 

für Mängelansprüche 3 Jahre ab Gefahr-

übergang. Soweit eine Abnahme verein-

bart ist, beginnt die Verjährung mit der 

Abnahme. Die 3-jährige Verjährungs-

frist gilt entsprechend auch für Ansprü-

che aus Rechtsmängeln, wobei die ge-

setzliche Verjährungsfrist für dingliche 

Herausgabeansprüche Dritter (§ 438 

Abs. 1 Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; An-

sprüche aus Rechtsmängeln verjähren 

darüber hinaus in keinem Fall, solange 

der Dritte das Recht – insbesondere 

mangels Verjährung – noch gegen uns 

geltend machen kann. 

(3) Die Verjährungsfristen des Kaufrechts 

einschließlich vorstehender Verlänge-

rung gelten – im gesetzlichen Umfang – 

für alle vertraglichen Mängelansprüche. 

Soweit uns wegen eines Mangels auch 
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außervertragliche Schadensersatzan-

sprüche zustehen, gilt hierfür die regel-

mäßige gesetzliche Verjährung (§§ 195, 

199 BGB), wenn nicht die Anwendung 

der Verjährungsfristen des Kaufrechts 

im Einzelfall zu einer längeren Verjäh-

rungsfrist führt. 


